
 

Änderungsantrag 

der Fraktionen SPD und CDU/CSU im Haushaltsausschuss 

zum Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und CDU/CSU 

– Drucksache 20/15096 – 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 109, 115, 143h) 

Der Haushaltsausschuss wolle beschließen: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert:  

1. Nummer 1 wird wie folgt gefasst:  

‚1. Artikel 109 Absatz 3 Satz 5 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: „Von den zu berücksichtigenden Einnah-

men aus Krediten ist der Betrag abzuziehen, um den die Verteidigungsausgaben, die Ausgaben des Bundes für 

den Zivil- und Bevölkerungsschutz sowie für die Nachrichtendienste 1 vom Hundert im Verhältnis zum nominalen 

Bruttoinlandsprodukt übersteigen. Die Gesamtheit der Länder entspricht Satz 1, wenn die durch sie erzielten Ein-

nahmen aus Krediten 0,35 vom Hundert im Verhältnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt nicht überschreiten. 

Die Aufteilung der für die Gesamtheit der Länder zulässigen Kreditaufnahme nach Satz 6 auf die einzelnen Länder 

regelt ein Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates. Die nähere Ausgestaltung für die Haushalte der Länder 

regeln diese im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Kompetenzen. Bestehende landesrechtliche Regelungen, die 

hinter der gemäß Satz 7 festgelegten Kreditobergrenze zurückbleiben, treten außer Kraft.“ ‘ 

2. Nummer 2 Buchst. a) wird wie folgt gefasst:  

‚a) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: „Von den zu berücksichtigenden Einnahmen aus Krediten ist der 

Betrag abzuziehen, um den die Verteidigungsausgaben, die Ausgaben des Bundes für den Zivil- und Bevölke-

rungsschutz sowie die Ausgaben für die Nachrichtendienste 1 vom Hundert im Verhältnis zum nominalen Brut-

toinlandsprodukt übersteigen.“. ‘ 

3. Nummer 2 Buchst. c) wird wie folgt gefasst:  

‚c) In dem neuen Satz 6 werden nach den Wörtern „Transaktionen und“ die Wörter „um Verteidigungsausgaben, 

die Ausgaben des Bundes für den Zivil- und Bevölkerungsschutz sowie die Ausgaben für die Nachrichtendienste 

oberhalb von 1 vom Hundert im Verhältnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt sowie,“ eingefügt. ‘ 

4. Nummer 3 wird wie folgt gefasst:  

‚3. Nach Artikel 143g wird folgender Artikel 143h eingefügt: 

„Artikel 143h 

(1) Der Bund kann ein Sondervermögen mit eigener Kreditermächtigung für Investitionen in die Infrastruktur 

und für Investitionen in den Klimaschutz mit einem Volumen von bis zu 500 Milliarden Euro errichten. Auf die 

Kreditermächtigung sind Artikel 109 Absatz 3 und Artikel 115 Absatz 2 nicht anzuwenden. Investitionen aus dem 

Sondervermögen können innerhalb einer Laufzeit von 12 Jahren bewilligt werden. Zuführungen aus dem Sonder-

vermögen in den Klima- und Transformationsfonds in Höhe von bis zu 50 Milliarden Euro sind zulässig. Das 

Nähere regelt ein Bundesgesetz. 
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(2) Aus dem Sondervermögen nach Absatz 1 Satz 1 stehen den Ländern 100 Milliarden Euro auch für Inves-

titionen der Länder in deren Infrastruktur zur Verfügung. Die Länder haben dem Bund über die Mittelverwendung 

Bericht zu erstatten. Der Bund ist zur Prüfung der zweckentsprechenden Mittelverwendung berechtigt. Das Nähere 

regelt ein Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates.“ ‘ 

  



   

 

 

Begründung 

Zu Nummer 1 

Mit dem Gesetzentwurf soll neben der Stärkung der Bündnis- und Verteidigungsfähigkeit der Bundeswehr und 

der Unterstützung der Ukraine zur Verteidigung gegen den russischen Angriffskrieg auch die Stärkung weiterer 

Elemente der Verteidigungsfähigkeit Deutschlands verfolgt werden. Neben der Bundeswehr soll auch der Zivil- 

und Bevölkerungsschutz sowie die Früherkennung innerer und äußerer Bedrohungen der Sicherheit durch die 

Nachrichtendienste gestärkt werden.  

Verteidigungsausgaben, die Ausgaben des Bundes für den Zivil- und Bevölkerungsschutz sowie die Ausgaben für 

die Nachrichtendienste sind die im Einzelplan 14 (Bundesministerium der Verteidigung) veranschlagten Ausga-

ben, die im Einzelplan 06 (Bundesministerium des Innern und für Heimat) veranschlagten Ausgaben für den Zivil- 

und Bevölkerungsschutz und für das Bundesamt für Verfassungsschutz und die im Einzelplan 04 (Bundeskanz-

leramt) veranschlagten Ausgaben für den Bundesnachrichtendienst des jeweiligen Haushaltsgesetzes. 

 

Zu Nummer 2 

Folgeänderung zu Nummer 1. 

 

Zu Nummer 3 

Folgeänderung zu Nummer 1. 

 

Zu Nummer 4 

Es wird klargestellt, dass Bewilligungen aus dem Sondervermögen auch für Investitionen in den Klimaschutz 

verwendet werden dürfen. Überdies wird der Bewilligungszeitraum auf 12 Jahre verlängert. Zudem werden Zu-

führungen aus dem Sondervermögen in den Klima- und Transformationsfonds in Höhe von bis zu 50 Milliarden 

Euro gestattet. 


